
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

CMR Art. 17 Abs. 1

Ein Verlust des Gutes im Sinne des Art. 17 Abs. 1 CMR 
kann auch dann gegeben sein, wenn der Frachtführer das 
Gut nicht an den frachtbriefmäßigen Empfänger ausgeliefert 
hat, dieser aber das Gut bei einem Dritten auffindet und 
an sich bringt.

CMR Art. 17 ff; BGB § 276 H
t

Finden auf den Frachtvertrag die Vorschriften der CMR 
Anwendung, so ist gleichwohl ein Schadensersatzanspruch 
aus dem Gesichtspunkt der positiven Vertragsverletzung 
nicht ausgeschlossen, soweit die CMR den Anspruch nicht ab­
schließend regelt, dieser also nicht eine Folge von Verlust 
und Beschädigung des Gutes sowie einer Lieferfristüber­
schreitung ist.

CMR Art. 32;.BGB § 276 H

Auf einen Anspruch wegen positiver Vertragsverletzung aus 
einer den Vorschriften der CMR unterliegenden Beförderung 
ist die Verjährungsvorschrift des Art. 32 CMR anzuwenden.

BGH, ürt. v. 27.. Oktober 1978 - I ZR 30/77 - OLG Düsseldorf
LG Wuppertal
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

I ZR 30/77 URTEIL Verkündet am
27. Oktober 1978
Justiz haupt s ekret är 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

1. Firma S M B H I  SaHRR, Kommanditgesellschaft 
& Co., Samenhandel und Samenzucht, Stl 
Bl

2. deren persönlich haftenden Gesellschafter Kaufmann 
Hans Mollath, wohnhaft ebenda,

Beklagten und Revisionskläger,

- Pro z eßbevo1 lmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

Firma SlflRRRR's Transport-En Expeditiebedrijf B.V. , 
S c h ^ H H M n  ■ ,  R A H M ,  Niederlande, gesetzlich 
vertreten durch D A R B  de GAR, ebenda.

Klägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt
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Oer X. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 27. Oktober 1978 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Frhr. v. Gamm und die■ fe *
Richter Alff, Dr. Schönberg, Rebitzki und Dr. Zülch 

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird .das 
Urteil des 18. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf vom 27. Januar 1977 im 
Kostenpunkt und insoweit aufgehoben, als die 
Berufung der Beklagten zurückgewiesen worden 
ist.

In diesem Umfang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
Über die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin nimmt die Beklagte zu 1 und deren persön 
lieh haftenden Gesellschafter, den Beklagten .zu 2, auf 
Zahlung von Frachtlohn iii Höhe von 3.963,90 DM. in Anspruch
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Die Beklagte rechnet mit Schadensersatzansprüchen auf, 
die sie aus Falschauslieferungen herleitet. Dazu ist fol­
gender Sachverhalt unstreitig: Im Mai 1974 beförderte die 
Klägerin im Auftrag der Beklagten Saatgut von Holland nach 
Belgien. Bei diesem Transport kam es zu einer Falschaus­
lieferung verschiedener Sorten Buschbohnen bei den belgi­
schen Firmen G £ B M  in GiMpMpi und in Ardooie.
Die Klägerin sollte 4.000 kg Buschbohnen der Sorte p 3 bei 
der Firma GJMM» abliefern. Stattdessen erhielt diese Firma 
3.050 kg P 3, 900 kg Filetto und 50 kg Plutina. Die Firma 
B M 4 A  erhielt statt 2.000 kg der Sorte Filetto und 
5oo kg der Sorte Plutina 1.100 kg Filetto, 450 kg Plutina 
und 950 kg P 3.

Die Beklagten haben ihren Schaden zunächst auf 
2.622,5Q DM berechnet. Das Landgericht hat der Klage bis 
auf einen Teil der Zinsen stattgegeben und dazu ausgeführt, 
den Beklagten stehe nach den Vorschriften der CMR die zur 
Aufrechnung gestellte Forderung nicht zu.

Im zweiten Rechtszug haben die Beklagten einen Teil der 
Frachtforderung in Höhe von 180,—  DM bestritten; diesen Be­
trag hat das Berufungsgericht der Klägerin aberkannt; dieser 
Posten ist in der Revisionsinstanz nicht mehr anhängig.

Im übrigen berechneten die Beklagten ihren Schaden 
wie folgt. Die an die Firma B M ^  ausgelieferten 950 kg 
der Sorte P 3 habe die Beklagte zu 1 nicht mehr zu dem mit 
der Firma vereinbarten Preis von. 385,-- DM je 100 kg
absetzen können. Die Saatbohnen hätten erst im nächsten 
Frühjahr 1975 als Vorjahressaat zu einem Preis von 350,—  DM 
je 100 kg verkauft werden können. Das ergebe einen Schaden 
von 332,50 DM. Wegen der Falschauslieferung an die Firma 
gA B V ,  für welche die Klägerin eine Schadensersatzleistung



abgelehnt habe, habe die 
dung zu der Beklagten zu 
winnausfall für 1975 und 
standen.

Die Klägerin hat die Einrede der Verjährung erhoben. 
Das Berufungsgericht hat das Urteil des Landgerichts in 
Höhe von 3.783,90 DM bestätigt und die Revision zugelassen.

Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihren Antrag 
aus der Berufungsinstanz, die Klage in vollem Umfang abzü- 
weisen, weiter. Die Klägerin bittet, die Revision zurück­
zuweisen.

Entscheidungsgründe

I. 1. Das Berufungsgericht führt aus, einen Anspruch 
für den Gewinnverlust in Höhe von 232,50 DM, weil 950 kg 
der Sorte P 3 nur als Vorjahressaat mit einem geringeren 
Erlös hätten verkauft werden können, stehe der Beklagten 
nach den Vorschriften der CMR nicht zu.

Zu einem Verlust der Saatbohnen sei es nicht gekommen, 
weil der Beklagte zu 2 die für die Firma G M i  bestimmten 
Saatbohnen bei der Firma b4 H B ^ R  habe ausfindig machen 
können. Es brauche daher nicht entschieden zu werden, ob 
auch die Auslieferung des Gutes an einen Nichtberechtigten 
als Verlust anzusehen sei.

Firma GflüHV ihre Geschäftsverbin 
1 abgebrochen. Daraus sei ein Ge- 
J976 von Über 15.000,—  DM ent-



Einem Anspruch aus einer Überschreitung der Liefer­
frist stehe Art. 30 Abs. 3 CMR entgegen. Danach könne Scha­
densersatz wegen Überschreitung der Lieferfrist nur gefor­
dert werden, wenn binnen 21 Tagen nach dem Zeitpunkt, an 
dem das Gut dem Empfänger zur Verfügung gestellt worden sei, 
an den Frachtführer ein schriftlicher Vorbehalt gerichtet 
werde. Diese Frist, sei im Streitfall nicht eingehalten wor­
den. Die Auslieferung des Saatgutes an die Firmen 
und B M V i  sei am 7. und 8. Mai 1974 erfolgt, die erste 
Reklamation der Beklagten jedoch erst mit Fernschreiben vom 
31. Mai 1974/ also 23 Tage nach Auslieferung des Gutes. Schließ­
lich stehe auch einem Anspruch aus positiver Vertragsverlet­
zung/ der nach den Vorschriften der CMR nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen sei, die Fristversäumung des Art. 30 Abs. 3 
CMR entgegen; die entsprechende Anwendung sei geboten, um 
die Haftungsbegrenzungen der CMR nicht auszuhöhlen und prak­
tisch aufzuheben. Die Regeln der KVO seien auf den Fall nicht 
anzuwenden, da die Beförderung nur im Ausland {Holland-Bel­
gien) erfolgt sei {§ 1 KVO vgl. auch Guelde-Willenberg,
KVO, 2. Auf1. Rdn. 70, 71 zu § 1).

2. Diese Ausführungen werden von der Revision mit Erfolg 
angegriffen.

Das Berufungsgericht geht davon aus, ein Verlust des 
Gutes {hier 950 kg der Sorte P 3) im Sinne der Haftungsvor­
schrift des Art. 17 Abs. 1 CMR komme deshalb nicht in Be­
tracht, weil der Beklagte zu 2 die Sendung bei der Firma 
Behaegel ausfindig gemacht und wieder in seine Verfügungsge­
walt gebracht habe.

Dem kann nicht zugestimmt werden.



Der Frachtführer hat in diesem Fall die ihm oblie­
gende vertragliche Hauptleistung nicht erfüllt, das ihm
übergebene Gut (hier 950 kg Saatgut der Sorte P 3) an• *
den frachtbrief mäßigen Empfänger (die Firma Gimaco) aus­
zuliefern. Er hat vielmehr die Sendung an einen Nicht­
berechtigten ausgeliefert. Auch nachträglich hat er die 
Sendung nicht an den berechtigten Empfänger ausgeliefert.
Das Gut ist deshalb in Verlust geraten; es kommt nicht 
darauf an, ob das Gut körperlich noch vorhanden ist und ob 
der Absender das Gut nachträglich wieder auffinden konnte 
und in irgendeiner Weise wieder an sich gebracht hat (vgl. 
Schlegelberger-Schröder 5. Aufl., Rdn. 3 zu § 429 HGB;
Heuer, Die Haftung des Frachtführers nach CMR, S. 68,
69, 105; Guelde-Willenberg Rdn. 26 zu § 29 KVO Ratz- 
RGRK HGB 2. Aufl. Anm. 2 zu § 414 Anm. 5 zu § 429;
BGHZ 36, 329, 332 = Auslieferung an Nichtberechtigten 
ist Verlust i.S. des § 606 HGB; OLG Hamburg VersR 64,
401; BGH VersR 63, 45, 46). Dieser Gesichtspunkt kann 
im Rahmen der Schadensminderung von Bedeutung sein. Der 
Begriff des Verlustes des Gutes im Rahmen der frachtver­
traglichen Auslieferungspflicht des Frachtführers ist auch 
in Art. 20 Abs. 1 CMR dadurch verdeutlicht, daß eine nicht 
widerlegbare Vermutung des Verlustes zugunsten der Verfü­
gungsberechtigten aufgestellt ist, wenn das Gut nicht 
binnen 60 Tagen nach Übernahme durch den Frachtführer ab­
geliefert worden ist; die CMR stellt demnach maßgeblich auf 
die Nichterfüllung der Auslieferungspflicht ab.

Die Beklagten können deshalb nach Art. 17 Abs. 1 CMR t 
wegen Verlustes des Gutes Schadensersatz von der Klägerin 
verlangen. Bei der Berechnung des Schadens ist, wie bereits 
erwähnt, zu berücksichtigen, daß der Empfänger die Ware auf- 
gefunden und an sich gebracht hat. Die Höhe der Ersatzleistung
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richtet sich im übrigen nach Art. 23 GMR. Insoweit kann das 
Revisiongericht mangels Feststellung der erforderlichen Tat­
sachen nicht selbst entscheiden. . „ '

Für die erneute Verhandlung ist noch auf Folgendes 
hinzuweisen: Die Klägerin hat im Verlaufe des Rechtsstreits 
behauptet, die Falschauslieferungen seien durch mangelhafte 
Bezeichnungen der Güter verursacht worden; sie macht damit 
einen Haftungsausschließungsgrund nach Art. 17 Abs. 4 
Buchst, e CMR geltend; danach ist der Frachtführer von seiner 
Haftung befreit, wenn u.a. der Verlust durch ungenügende 
oder unzulängliche Bezeichnung oder Numerierung der Fracht­
stücke entstanden ist. Das Berufungsgericht wird, falls 
solche Unzulänglichkeiten festgestellt sein sollten, sich 
weiter mit dem Vortrag der Beklagten auseinanderzusetzen 
haben (Berufungsbegründungsschrift vom 7.7.76) , wonach die 
Beklagten in zwei getrennten Auftragssehreiben vom 22.4. 
und 24.4. Abholung, Transport und Auslieferung der später 
teilsweise falsche ausgelieferten Güter genau beschrieben 
hätten, und die Verwechslung dadurch entstanden sei, daß 
die Klägerin beide Aufträge in einem Transport zusammen- 
gefaßt habe. Nach diesem Sachvortrag hätte die Klägerin 
die ihr nach den Aufträgen obliegenden Sorgfaltspflichten 
verletzt und könnte sich daher auf die Haftungsbefreiung 
nach Art. 17 Abs. 4 Buchst, e CMR nicht berufen.

Auf die vom Berufungsgericht angestellten Erwägungen 
zu einem Anspruch auf Schadensersatz aus einer Überschrei­
tung der Lieferfrist kommt es nach allem nicht an.
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Das Berufungsgericht wird sich auch mit der von der 
Klägerin erhobenen Einrede der Verjährung befassen müssen, 
die sich nach Art. 32 CMR richtet. Insoweit berufen sich 
die Beklagten auf die Hemmungsvorschrift des Art. 32 Abs. 2 
CMR (Berufungsbegr.schrift v. 7.7.76).

II. 1. Hinsichtlich des Anspruchs auf Ersatz des durch 
den Abbruch der Geschäftsbeziehungen mit der Firma GflMl 
verursachten entgangenen Gewinnes führt das Berufungsgericht 
aus CBU 17), auch dieser Schaden sei letztlich die Folge einer 
Lieferfristüberschreitung hinsichtlich der versehentlich an 
die Firma Behaegel ausgelieferten 950 kg Buschbohnen der Sorte 
P 3, welche für die Firma Gl^Mi bestimmt gewesen seien. Denn 
wenn die Verwechslung vor der Aussaat entdeckt worden wäre, 
hätten der Firma G A M M  die Fehlmengen nachgeliefert werden 
können und ein Schaden durch eine Aussaat vermischter, später 
und früher Bohnensorten, wäre vermieden worden.

Im übrigen gehe der geltendgemachte Schaden weit über 
den nach Art. 23 Abs. 5 CMR festgesetzten Höchstbetrag hinaus. 
Aber auch ein auf die Frachtkosten begrenzter Schaden könne 
nicht mehr geltendgemacht werden, weil die Rügefrist des 
Art. 30 Abs. 3 CMR nicht eingehalten worden sei. Dieser Ge-* 
sichtspunkt sei auch entscheidend, wenn der geltendgemachte 
Anspruch nur unter dem Gesichtspunkt der Falschauslieferung 
betrachtet werde.

2. Dem kann nicht gefolgt werden.
✓

Nach dem Vortrag der Beklagten (Berufungsbegr.schrift 
v. 7.7.76) ist ihnen ein weiterer Schaden dadurch entstanden, 
daß die Firma GlflBB die Geschäftsbeziehungen zu ihnen ab-*



gebrochen habe; die Folge sei ein Gewinnausfall in den fol­
genden Jahren gewesen; Grund für den Abbruch der Geschäfts­
beziehungen sei gewesen, daß durch die Lieferung von 3.050 kg 
P 3, 900 kg Filetto und 50 kg Plutina statt 4.000 kg P 3 bei 
der Aussaat die Sorten vermischt worden seien, der Firma 
GflHP dadurch ein Schaden durch Ertragsausfall (es handelte 
sich um frühe und späte Sorten) entstanden sei und die Kläge­
rin sich geweigert habe, den Schaden zu ersetzen. Der Scha­
den ist, die Richtigkeit des Vortrags unterstellt, demnach 
durch die Auslieferung von nicht für die Firma G H M i  be­
stimmten Sendungen an diese entstanden. Anspruchsbegründender 
Tatbestand ist nicht der Verlust des beförderten Gutes, son­
dern Auslieferung nicht für die Firma bestimmter Güter
und ein durch diese verursachter Schaden, also ein Fall von 
positiver Vertragsverletzung, der in der CMR nicht geregelt 
ist. Nach allgemeiner Meinung sind von der CMR nicht geregel­
te Ansprüche nicht ausgeschlossen, vielmehr ist insoweit auf 
die nationalen Rechtsvorschriften zurückzugreifen, soweit die 
CMR die vertragliche Haftung des Beförderers nicht abschlie­
ßend regelt {vgl. Heuer aaO S. 183 m.w.N.; Helm, Haftung für 
Schäden an Frachtgütern 1966 S. 173, 175; Precht-Endrigkeit
3. Auf 1., Anm. 10 zu § 12 CMR; Muth, Leitfaden zu CMR 3. Aufl. 
Vorbemerkung zu Art. 17 a.E. S. 72). Im Streitfall ist, wie 
bereits dargelegt, der Schaden nicht die Folge des Verlustes 
oder der Beschädigung von Gütern oder einer Lieferfristüber­
schreitung - diese Folgen sind in Art. 17 ff CMR abschließend 
geregelt - . Die Grundsätze Über die Folgen einer positiven 
Vertragsverletzung sind daher anzuwenden.

Bei der Prüfung des Anspruchs der Beklagten ist jedoch - 
weiter zu berücksichtigen, daß auch die Beklagten ihrer­
seits eine Bedingung für die Entstehung ihres Schadens ge­
setzt haben könnten, wenn nämlich die Firma einen ver-



fraglichen Schadensersatzanspruch gegen sie gehabt haben 
solltet den zu erfüllen sie sich geweigert hätten. Selbst 
wenn das nicht der Fall sein sollte, so bedarf das Verhal­
ten der Beklagten einer Prüfung unter dem Gesichtspunkt des 
§ 254 BGB, nämlich es unterlassen zu haben, den Schaden 
abzuwenden durch Zahlung des Schadensersatzes an die 
Firma -GflMP» Dieser Betrag käme auch als Schadensersatz- 
leistuhg der Klägerin an die Beklagten in Betracht. Bei 
seiner Berechnung wäre allerdings auch der Vortrag der Klage 
rin (wiederum im Rahmen des § 254 BGB) zu berücksichtigen, 
bei der Verteilung des Saatgutes bei der Firma G^BBP habe 
man nicht auf die auf den Säcken angebrachten Sortenbe- 
Zeichnungen geachtet; wäre dies geschehen, dann sei nicht 
gemischt ausgesät und vermindert geerntet worden.

Hinsichtlich der Höhe des Schadensersatzbetrages ist 
darauf hinzuweisen, daß die Vorschriften der CMR über den 
Umfang der zu leistenden Entschädigung auf vertragliche 
Ansprüche nach allgemeinem Recht keine Anwendung finden;
Art. 28 CMR betrifft nur die Anwendung auf außervertragliche 
Ansprüche (vgl. Loewe, Erläuterungen zur CMR, Europäisches 
Transportrecht 11/1976 Nr. 215 zu Art. 28 S. 574; Heuer aaO 
S. 187). Dagegen wird das Berufungsgericht sich auch in 
diesem Zusammenhang mit der von der Klägerin eingewendeten 
Verjährung zu befassen haben; Art. 32 Abs. 1 CMR gilt für 
Ansprüche des Frachtführers und gegen den Frachtführer (vgl.. 
BGH v. 28.2.75 - I ZR 35/74 - NJW 75, 1075) "aus einer die­
sem Übereinkommen unterliegenden Beförderung"; damit sind 
nicht nur Ansprüche erfaßt, die in der CMR geregelt sind, 
sondern auch solche Ansprüche, die aus den heranzuziehenden 
allgemeinen nationalen Vorschriften hergeleitet werden; 
Voraussetzung für die Anwendung des Art. 32 CMR ist, daß 
die Ansprüche aus einer der CMR unterliegenden Beförderung,
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also aus einem bestimmten tatsächlichen Vorgang entstanden 
sind (vgl. Loewe, ETrR 76/11 Nr. 257, 238) ; so hat der er­
kennende Senat den •Anspruch des Absenders auf Rückgewährüng 
zuviel gezahlter Fracht der Vorschrift des Art. 32 Abs. 1 CMR 
unterworfen mit der Begründung, es fehle nicht an einem Zu­
sammenhang zwischen einer der CMR unterliegenden tatsächlichen 
Beförderung und dem geltend gemachten Anspruch (Urteil v. 
18.2.72 - I ZR 103/70 - NJW 72, 1003; ähnlich OLG Nürnberg 
NJW 75, 501: Erstattung verauslagter. Umsatzsteuer: OLG Düssel­
dorf NJW 76, 1594: Ansprüche aus unerlaubter Handlung). Die 
im Streitfall in Betracht kommenden Ansprüche aus einer posi­
tiven Vertragsverletzung stehen ebenfalls in einem sachlichen 
Zusammenhang mit der der CMR unterliegenden Beförderung und 
unterliegen damit der Verjährungsvorschrift des Art. 32 CMR.

3. Der vom Berufungsgericht auch insoweit herangezogene 
Gedanke des Art. 30 Abs. 3 CMR, wonach Schadensersatz wegen 
Überschreitung der Lieferfrist nur gefordert werden kann, 
wenn binnen einundzwanzig Tagen nach dem Zeitpunkt, an dem 
das Gut dem Empfänger zur Verfügung gestellt worden ist, an 
den Frachtführer ein schriftlicher Vorbehalt gerichtet wird, 
ist nur auf den damit geregelten Sonderfall anwendbar und 
nicht erweiterungfähig. Der Sicherung einer kurzfristigen Er­
ledigung von Beanstandungen dient die Verjährungsvorschrift 
des Art. 32 CMR.



12

III. Nach allem war das Berufungsurteil aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen, dem auch die Entschei­
dung über die Kosten des Revisionsverfahren zu übertragen 
war.

v. Gamm Alff Schönberg

RiBGH Rebitzki ist Zülch
in Urlaub und des­
halb verhindert zu 
unterschreiben.

v. Gamm
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